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Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 11° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 16„ Januar 1968 durch

'Senatspräsident Dr° H a u e i s e n

" —Vorsitzender —‚
Bundesriohter S o n n e n b e r g und

Bundesrichter Dr. B u s s ,
' Bundessozialrichter M i c h a e l i s und

Bundessozialrichter H o 1 1 e r

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des {
Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

15. Juli 1966 wird zurückgewiesen°
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Die Klägerin erhält aus der Rentenversieherung ihres im

August 1962 verstorbenen Ehemannes von der Beklagten eine

Witwenrente (Bescheid vom 10 März 1965) und von der Pen—
sionsversicherungsanstalt der Angestellten in Wien einen

laufenden Vorschuß auf die Witwenpension ("Verständigung”

vom 26„ Juni 1965)° Sie erstrebt eine Erhöhung der deutschen

Rente (um rund 70 DMmonatlich) gemäßArt„ 21 des ersten
deutsch—österreichischen Sozialversicherungsabkommens vom
21° April 1951 — BGBl 1962, II 517 (Abkommen)o In Satz 1

dieses Artikels haben die Vertragspartner bestimmt; ”Ist

die Summe der nach diesem Abkommen berechneten Renten ge—
ringer als die Rente? die einem Berechtigten in einem der

beiden Vertragsstaaten allein nach den Vorschriften dieses

Staates ohne Berücksichtigung des Art„ 17 zustehen würde”
(im folgenden Vergleichsrente genannt), "so hat der Ver—

sicherungsträger dieses Staates die von ihm zu tragende

Rente um den Unterschiedsbetrag zu erhöhen"° Die Beteilig—

ten streiten darum, ob die Beklagte bei der Feststellung
der Vergleichsrente die vom Ehemann der Klägerin von 1939

bis 1945 zurückgelegten Versicherungszeiten, die nach Arto

24 des Abkommens in die österreichische Versicherungslast

gefallen sind‚ mitberücksichtigen, doh„ bei der Ermittlung

der Vergleichsrente wie deutsche Versicherungszeiten be—

handeln muß° Das wird von der Klägerin unter Berufung auf

das Urteil des Hessischen Lendessozialgerichts (LSG) vom
150 August 1961 (SGb 1962 Sc 60) bejaht‚ von der Beklagten
dagegen verneint° Das Sozialgericht (SG) wies die Klage ab„

Im Berufungsverfahren erklärte sich die Beklagte bereit?

für die Zeit vom 10 Juli 1965 an aufgrund des Rentenver—

sicherungs—Änderungsgesetzes vom 90 Juni 1965 einen neuen

Bescheid zu erteilen„ Die Klägerin beschränkte darauf ihre

Klage auf die Zeit von September 1962 bis Juni 1965„ Das SG

wies die Berufung der Klägerin zurück„ Die Klägerin habe

keinen ErhöhungsanSpruch nach Art° 21 des Abkommens° Ver—

gleiehsrente sei "die Rente, die entsprechend dem Abkommen
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dem betreffenden Staat zurückgelegten Versicherungszei—
ten errechnet wird"; die in die österreichische Versiche—
rungslast gefallenen Versicherungszeiten könnten deshalb

bei der Feststellung der Vergleichsrente nicht berück-
sichtigt werden° Insoweit verletzc das Abkommenauch
nicht Art„ 5 oder 14 des Grundgesetzes (GG) €Urteil vom

150 Juli 19662° '

Mit der zugelassenenRevisionbea£träé£edie Klägerin,
das angefochtene Urteil vom 15° Juli 1966
abzuändern und die Beklagte unter ent—

\
sprechender Abänderung ihres Bescheides

? vom in März 1963 zu verurteilen, der Klä-
gerin einen neuen Bescheid zu erteilen über
die Gewährung der Witwenrente für die Zeit
vom lo September 1962 bis zum 30„ Juni 1965
und dabei die Rente um den Unterschiedsbe-
trag zwischen der Summeder beiden'Vertrags—
renten und der allein nach deutschem Recht
unter Berü0kSiChtigung der österreichischen
Vorsicherungszeiten berechneten Rente zu er—höhen°

Die Klägerin rüst eine Verletzung der Art° 21 des Ab—
kommens und Arte 5 und 14 GG„

Die Beklagte beantragte?

die Revision zurückzuweisen°

Beide Beteiligtenkerklärten sich mit einer Entscheidung
ohne mündliche Verhandlung einverstanden,

II

Die Revision der Klägerin ist nicht begründet„

Die Klägerin hat, Wie das LSG zutreffend erkannt hat,

‚
keinen Erhöhungsanspruch nach Art° 21 des ersten deutsch—
österreichischen SOZialversicherungsabkommens„ Die Ausle—
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gung des Art° 2l durch das LSG entspricht der Recht—

sprechung des 10 Senats des Bundessozialgerichts —BSG—

(BSG 21, 199, 202 ff; 23‚ 74‚ 75), der sich der erkennen—
de Senat anschließt; die gegenteilige Auffassung des

Hessischen LSG (SGb 19629 So 60) vermag nicht zu überzeu—

gen°

Art° 21 gehört zum Abschnitt IV des Abkommens, der die
üblichen Bestimmungen zwischenstaatlicher Gegenseitig—

keitsverträge über die Rentenversicherung enthält° Zwischen

diesen Bestimmungen und der im folgenden Abschnitt V (Arte

25, 24) geregelten Aufteilung der Versicherungslast ("Ver—

teilung von Ansprüchen und Anwartschaften") besteht kein

Zusammenhang, auch ist die Artikel— und Abschnittsfolge

ohne Bedeutung: Abschnitt IV setzt die Verschiedenheit

der Versicherungslast voraus; das BSG hat deshalb schon

entschieden, daß bei der Anwendung des Abschnitts IV (Arto

l? ff) die Aufteilung der Versicherungslast in Art° 25 und

24 zugrunde zu legen ist (SozR Nr° 1 zu Art„ l7, Vgl„ auch

BSG 22, 21, 253g ‚ ' '

Aufgrund des Art„ 24 Abs° 1 Nr" 2 Buchst° b des Abkommens

sind die vom Ehemann der Klägerin in Österreich von 1959

bis 1945 zurückgelegten ursprünglich deutschen Versiche—
rungszeiten, in denen Beiträge an die RfA gezahlt worden

waren, in die österreichische Versicherungslast gefallenc

Nach der ständigen Rechtsprechung des BSG (ua BSG 18, llö;
25, 74; Urteil des Senats vom 28° Juni l966‚ ll RA 556/65)

hat das zur Folge, daß die Versicherungszeiten nach keiner

innerstaatlichen Vorschrift der Bundesrepublik mehr als

deutsche Versicherungszeiton behandelt werden können; sie

sind fremde Versicherungszeiten gewordene Die weitere Fol—

ge dieser Zuordnung ist‚ daß sie auch bei der von der Be—

klagten festzustellenden Vergleichsrente nicht berücksich—

tigt werden könnenc Vergleichsrente ist für die Beklagte

..5..
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die Rente, die der Klägerin allein nach den Vorschriften

der Bundesrepublik ohne Berücksichtigung des Art° 17 des

Abkommens zustehenfwürde° Bei der Ermittlung dieser Ren-

te müssen die Versicherungszeiten von 1939 bis 1945 außer

Betracht bleiben, weil sie nach den Vorschriften der Bun—

desrepublik keine hier enreehnungsfähigen deutschen Ver—
sicherungszeiten mehr sind° Fremde Versicherungszeiten‚

auch die aufgrund des Art„ 24 des Abkommens fremd gewor—

denen Versieherungszeiten, dürfen bei der Ermittlung der

Vergleichsrente nicht herangezogen werdeno Die gegentei—

lige Auffassung entspricht weder dem Wortlaut noch dem

Sinn des Art„ 21° Dieser Artikel "verweist" nicht auf

Art° 17 des Abkommens, wie das Hessische BSG meint; der

Wortlaut "ohne Berücksichtigung des Art° 17" besagt und

bestätigt im Gegenteil, daß die Vergleichsrente ohne

fremde Versicherungszeiten zu ermitteln ist, deho, daß
bei ihr die in Art° 17 des Abkommens vorgesehene Zu—

sammenrechnung deutscher und fremder Versicherungszei—

ten zu unterbleiben hat„ Es trifft nicht zu‚ daß dann
Art° 21 keinen rechten Sinn hätte„ Nach dem Memoran—

dum zum Abkommen (BAB1 l°62 S° 78), soll Art° 21 die

Berechtigten vor einer Schädigung bewahren, wenn die
Summe der nach Art„ 18 errechneten Renten gerhger ist

als der Leistungsenspruch, der sich allein nach den

innerstaatliehen Vorschriften eines Staates ergibt°

Eine solche Schädigung konnte beim Inkrafttreten des
Vibkommens (l° Januar 1955) und kann in vermindertem

Umfang aueh heute noch z„B° infolge der Kürzung der

festen Rentenbestandteile gemäß der in Art„ 18 Abs„ 1

Nr° 2 Buchst° b enthaltenen "pro rata temporis"—Rege-

lung eintreten° Das soll Art° 21 verhindern, der Ver?

sicherte soll nicht schléChter stehen; alswwenniv■■ääz'

er allein nach innerstaatlichem Recht behandelt wür—

de (Vgl° auch Art° 20 und die Ausführungen hierzu in
SozR Nr° 1 zu Art„ 18)° Über diesen Sinn und Zweck des
Art° 21 geht die Auslegung durch die Klägerin und_das
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Hessische LSG weit hinaus; ihre Auslegung des Art° 21

führt dazu, daß die Versicherungsträger letztlich auch

bei der Rentenberechnung die fremden Versicherungszei—

ten wie eigene behandeln müßten‚ was die Vertragspar—

teien, wie Art° 18 ergibt, nicht gewollt haben, sie ha-

ben die fremden Versicherungszeiten nur bei den Anspruchs—

voraussetzungen (vg1° Art„ 17) den eigenen Versicherungs—
zeiten gleichstellen wollen° '

Im Ergebnis zu Recht hat das LSG auch eine Verletzung der

Art° 5 und 14 GG verneint° Nach der Revisionsbegründung sieht

die Klägerin die Verletzung des Art° 5 GG nicht in der Re—

gelung des Art° 21, sondern in der Zuordnung der ursprüng—

lich deutschen Beitragszeiten ihres Ehemanncs zur öster—

reichischen Versicherungslastc Diese Zuordnung hat zwar

Folgen gehabt, die von den Betroffenen, besonders nach der

deutschen Rentenneuregelung im Jahre 1957, verständlicher—

weise als unbillig empfunden werden (BSG 21, 199‚ 205 ff)„

Wie der 1° Senat des BSG jedoch schon dargelegt hat (BSG 25,
7#‚ 78), wird durch die Zuordnung zur österreichischen Ver—

"?».sicherungslast Art°
,

GG nicht verletzte Die Zuordnung ist

die Folge einer gedanklich rückwirkenden Wiederherstellung

der Eigenstaatlichkeit Österreichs für die Jahre 1958 bis
1945; von einer willkürlichen Handlungsweise des deutschen

Gesetzgebers kann hier um so weniger die Rede sein? als es
sich gerade um vertragliche Vereinbarungen mit der 1945

wiedererstandenen Republik Österreich handelte Eine Ver—

letzung des Art° 14 GG durch das Abkommen zum Nachteil der

Klägerin scheidet schon deshalb aus, weil die Klägerin beim

Inkrafttreten des Abkommens (10 Januar 1955) keine Rechts—
position hatte, die durch das Abkommen hätte beeinträch—

tigt werden können; die Klägerin ist erst nach dem In—

krafttreten des Abkommens Witwe geworden, vor dem Tode

ihres Ehemannes hatte sie aus dessen Versicherungszei—

_ 7 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_‘7_

ten weder Ansprüche noch Anwartschäften gegenüber der-

Beklagten oder einem sonstigen Versicherungsträger°

Die Revision der Klägerin muß daher ohne Erfolg blei—

_ben°

Die Kostenentscheidung beruht auf 9 195‚ des Sozial—

gerichtsgesetzes (SGG)° " ‘
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